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Die Saamen als europäische Indigene
eine Aussensicht

von Therese Fuchs
Studentin am ipw und  
Redaktionsmitglied

Reden wir über Saami als 
europäisches indigenes Volk, so 
tun wir gut daran, im Kopf nicht 

die europäische Landkarte zu haben, 
sondern die, welche die Polarregion 
ausweist. Der Blick von oben sozusagen, 
mit dem Nordpol im Zentrum. Erst dann 
können wir anfangen, zu verstehen, 
was für Volk die Saamen sind, was ihr 
Leben und ihre Kultur geprägt hat. 
Und wie weit weg „Europa“ von hier 
aus zu sein scheint. Raues Klima, kalt 
und trocken im Landesinneren, etwas 
wärmer an den Fjorden. Uralte Wälder; 
und Tundra – das einzige Wort, das 
es aus der Saami-Sprache in „große“ 
Sprachen geschafft hat. Ein Gebiet, 
das lange nach der Ansiedelung 
des Volkes in Norwegen, Schweden, 
Finnland und Russland geteilt wurde. 
Die übliche Kolonisierungsgeschichte 
folgte: „ungenutztes“ Land wurde 
zu schwedisch/finnischem, dänisch/
norwegischem oder russischem Eigentum 
erklärt, Zwangsarbeit, Christianisierung, 
Assimilierung, etc. Geschichte, die 
heute noch für gegenseitiges Misstrauen 
sorgt. Auch wenn heutzutage gerne auf 
Harmonie gesetzt wird, vor allem bei 
Staatsbesuchen. Wo öffentlich gezeigt 
wird, wie gut und respektvoll doch mit 
„seinen“ Indigenen umgegangen wird. 
„Vergessen wir doch die Vergangenheit“ 
und „vertragen wir uns“ lautet die 
Parole.

In Sápmi, Saamiland leben folgende 
Volksgruppen: Im Osten d.h. auf der 
Kolahalbinsel finden sich Ter, Kildin 
und Skolt Saami, wobei letztere nach 
den Gebietsverlusten Finnlands im 
Zweiten Weltkrieg in die neue finnische 
Grenze umgesiedelt wurden. Im Norden: 
Enare, Davvi oder Nordsaami, als größte 
Gruppe, die Meer-Saami, die traditionell 
vom Fischfang statt Rentierzucht 
leben, Lule und Pite Saami. Im Süden 

Schwedens und Norwegens: Ume und 
Aarjel oder Süd-Saami.

Eskaliert ist der Konflikt um Landrechte 
in Norwegen 1980-1981 durch den 
geplanten Bau eines Wasserkraftwerks in 
Alta. Norwegische Saami protestierten, 
teilweise gewaltsam, durch die 
Sprengung einer Brücke. Verletzt 
wurde dabei nur ein Saame selbst. 
Aber so erreichte das Problem die 
Öffentlichkeit, führte zur Errichtung von 
zwei Saami-Kommittees für kulturelle 
und rechtliche Angelegenheiten und 
1989 zur Errichtung des Sameting, das 
norwegische Saami-Parlament.

Heute werden Saami von Norwegen 
als Minderheit und gleichzeitig, der 

UN Deklaration der indigene Völker 
folgend, als indigene Volksgruppe 
anerkannt. Dieser Status stieß bei 
NorwegerInnen auf Unmut, da sie sich 
dadurch verständlicherweise in ihren 
Rechten bedroht fühlten. So fürchteten 
NorwegerInnen beispielsweise, in den 
Flüssen Finnmarks nicht mehr privat 
fischen zu dürfen, wenn dies ein 
Vorrecht der Saamen würde.

Schweden und Finnland behandeln 
Saami als Minderheiten, mit 
Minderheitenrechten also aber ohne 

die Rechte, die indigenen Völkern 
zukommen sollten. So blieben die 
Landrechte bis heute ungelöst. In 
Schweden wurde den Saamis ihr 
traditionelles Jagd- und Fischereirecht 
entzogen, um anderen Organisationen 
Zugang zu verschaffen. Finnische 
Saamis konnten die Holzindustrie lange 
nicht davon abhalten, in ihren Wäldern 
– den ältesten Wäldern Finnlands und 
die lebenswichtigen Winterweiden 
der Rentiere – zu schlägern, schlicht 
und einfach weil sie kein Dokument 
besaßen, das ihnen Eigentumsrechte 
bescheinigte. Dieser Streit zwischen 
Metsähallitus und den Saami im Gebiet 
Nellim (Nähe Inari/Nordfinnland) wurde 
erst am 24.8.2009 beigelegt, wobei 

sich Mestähallitus verpflichtete 90% 
des Waldes nicht zu schlägern und 
bei den übrigen 10% Rücksicht auf 
Rentierweiden zu nehmen. (Den Film 
„The Last Yoik“ zum Thema gibt es 
übrigens auf Youtube und Googlefilms.)

In Schweden existiert ein Saami-
Parlament mit beratender Funktion seit 
1993. In Finnland entstand eine solche 
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Das post-nationale Europa inmitten  
einer italienischen Renaissance-Stadt?

von Leila Hadj-Abdou
European University Institute

In dem Moment in dem ich diese Zeilen schreibe, 
sind es exakt 6 Monate und 9 Tage, dass ich meine 
Forschungsstelle am Institut für Politikwissenschaft 

in Wien gegen eine P.h.D Ausbildung am European 
University Institute (EUI) in Florenz eingetauscht habe. 

Wie der Name schon verrät, ist das EUI ist eine 
europäische und keine italienische Institution. Manche 
behaupten sogar es wäre eine Außenstelle der EU. 
Vom organisatorischen Aufbau betrachtet gibt es in 
der Tat einige Parallelen. Das Institut setzt sich aus 
europäischen Mitgliedsstaaten zusammen, die jeweils 
über eine Quote an Studierenden verfügen. Und selbst 
die Gehaltsschemata der EUI Angestellten richten sich 
nach denjenigen in Brüssel. 

Forschungstechnisch gesehen ist es aber weit 
weniger eurozentristisch als so manch andere 
Doktoratsprogramme. Der Fokus reicht weit über die EU 
hinaus. So einige meiner KollegInnen arbeiten etwa zu 
sozialen Bewegungen in Lateinamerika oder politischen 
Parteiensystemen im Nahen Osten. Feldforschung in 
China, Brasilien oder Syrien sind also keine Seltenheit.

Was wiederum „europäische Identität“ anbelangt, ist 
das EUI hingegen wohl das Europa (der Nationalstaaten) 
par excellence: Nationale Zugehörigkeiten und nationale 
kulturelle Zuschreibungen unter den KollegInnen sind 
omnipotent. 

Institution schon 1973 mit beratender 
Funktion und seit 1991 muss es bei allen 
Angelegenheiten die Saami betreffend 
konsultiert werden. Außerdem gibt es den 
Sámiráđđi, den Saami Rat, eine Art NGO 
mit derzeit 9 Mitgliederorganisationen 
aus Norwegen, Schweden, Finnland 
und Russland. Gegründet wurde der 
Saamirat 1956 und ist somit die älteste 
Organisation indigener Völker. (Siehe 
www.saamicouncil.net)

Dennoch besitzen solche Institutionen 
wenig Durchsetzungskraft und viele Saami 
selbst zweifeln an ihrer Sinnhaftigkeit.

Ganz anders ist die Situation in Russland. 
Wie alle Bereiche der Landwirtschaft 
wurden auch die Rentierhalter ab 1929 

zu Kolchosen zusammengeschlossen. 
Der Gebrauch der Saami-Sprache wurde 
von der Regierung bis in die 60er 
Jahre hinein total, selbst innerhalb der 
Familie, verboten. In den 60er Jahren 
wurden die russischen Saami aus ihren 
Dörfern in das städtische Zentrum 
Lovozero umgesiedelt. Gesetze zum 
Schutz indigener Völker existieren immer 
noch nur auf dem Papier. Dennoch: Seit 
ein paar Jahren gibt es eine Schule, 
in der Saami-Sprache unterrichtet 
wird, ein kleines Saami-Museum und 
am „Hauptplatz“ von Lovozero steht 
ein Kulturzentrum, mit einer winzigen 
Radiostation, die zehn Minuten am Tag 
in Saami-Sprache sendet.

Das Bewahren einer Tradition ist immer 
so eine Sache, die Saami haben auf 
jeden Fall viel dafür getan. Norwegen, 
Schweden und Finnland waren dabei 
nicht unhilfreich, bei der Bewahrung der 
Sprache etwa – verkauft sich schließlich 
ja auch gut, so ein indigenes Volk. 
Viele Saamen leben immer noch von 
der Rentierzucht, immer mehr allerdings 
vom Tourismus. Ca. 70.000 Saami gibt 
es heute, 2.000 in Russland, 6.000 in 
Finnland, 20.000 in Schweden und 40.000 
in Norwegen und der Rest wahrscheinlich 
in Oslo oder Stockholm, die scherzhaft 
die größte Saamistadt genannt wird. 
20.000 von ihnen sprechen noch eine 
Saami-Sprache.

Ich habe am Anfang unter meinen KollegInnen hier 
immer große Verwirrung gestiftet, da ich mich partout 
keiner Nation zuschreiben wollte und hingegen eifrig 
betont hatte, dass ich aus Wien bin. Das verstand hier 
kaum jemand, und schon gar nicht diejenigen, die zu 
„nationalen Identitätsprozessen“ arbeiten. 

Apropos Nation:

Österreich hat pro Jahr 1-2 Plätze am Institut für 
Politik- und Sozialwissenschaften. Mensch konkurriert 
also nicht gegen ganz Europa sondern jeweils gegen 
andere BewerberInnen aus dem jeweiligen Land 
dessen Staatsbürgerschaft mensch besitzt. Da haben 
KleinstaatenbewohnerInnen schon mal einen gewissen 
Vorteil gegenüber KandidatInnen etwa aus Deutschland. 
Der Vorteil relativiert sich jedoch vergleicht man die 
unterschiedlichen nationalen Ausbildungen. Denn um 
angenommen zu werden, muss ein Forschungsprojekt 
nicht nur inhaltlich interessant und relevant sein, sondern 
auch methodisch fundiert, und das allerwichtigste, in 
den Schwerpunkt einer der ProfessorInnen am Institut 
passen. Wer also noch nie was von most different 
oder most similar research design gehört hat, dem sei 
geraten vorher nochmal die Klassiker zu studieren, die 
einem in der österreichischen politikwissenschaftlichen 
Methodenausbildung (jedenfalls meiner Generation) 
gerne vorenthalten wurden. 
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Doch warum überhaupt in Erwägung ziehen, sich mit 
politikwissenschaftlichem Wissen auseinander zu 
setzen, ohne das man in Österreich so problemlos als 
PolitologIn überleben kann?

Hand aufs Herz, die Forschung, die von den 
Promovierenden am EUI durchgeführt wird, ist nicht 
notgedrungen immer die innovativste. Dafür bietet 
das System an sich zu wenig Anreize: Gender oder 
gar feministische Forschung ist hier etwa eindeutig 
ein Minderheitenprogramm. Die zweite Verwirrung, 
die ich nach meiner fehlenden nationalen Identität 
gestiftet hatte, war demnach meine Frage an die 
künftigen StudentInnenvertreterInnen wie sie sich denn 
hinsichtlich des geringen Anteils der Professorinnen am 
EUI positionieren. Eindeutig falsche Frage, wo es doch 
laut Vertretung einfach zu wenig qualifizierte Frauen 
gibt, die sich bewerben könnten. Ja, wenn nur alles 
Wissen so einfach wäre, ...

Aber dafür hat mensch nach 4 Jahren EUI garantiert 
alles Handwerkszeug erlernt, um ganz vorne in der 
politikwissenschaftlichen Disziplin mitspielen zu 
können. Kombiniert mit einem  Master Studium am IPW 
in Wien, das gegenüber dem EUI bei der Vermittlung 
von Kritikfähigkeit sicherlich die Nase vorn hat, ist ein 
Doktoratsstudium am EUI ideal für all jene, die gerne 
langfristig und gut wissenschaftlich arbeiten wollen. 

Ein bisschen ist das EUI vielleicht mit einem 
permanenten Erasmus-Studium zu vergleichen, nur dass 
mensch dabei wirklich studiert und wissenschaftlich 
gefordert wie gefördert wird. Natürlich hängt vieles auch 
vom/von der BetreuerIn vulgo supervisor ab. Anders als 
in vielen nationalen Systemen sind die BetreuerInnen 
aber in jedem Fall verpflichtet, für eine/n da zu sein. 
Und das sind sie auch. 

Ich habe das Glück, den meines Erachtens 
intelligentesten Kopf und die integreste Persönlichkeit 
des Instituts als Betreuer zu haben. Das stiftet 
wiederum bei mir Verwirrung. Ich musste plötzlich 
lernen, mit dem Gefühl der Ehrfurcht umzugehen. Bei 
einigen meiner KollegInnen geht das sogar so weit, 
dass sie von unserem eben diesem supervisor träumen, 
wie er sie zur Diss befragt. Nun gut, dieses Stadium 
habe ich noch nicht erreicht, aber ich habe verstanden, 
dass es für mich auch nach einigen intensiven Jahren 
Wiener Forschungserfahrung noch vieles zu lernen gibt. 
Und das ist, so einschüchternd es anfangs ist, letztlich 
wiederum auch ein sehr schönes Gefühl.

Und das ebenso schöne am europäischen EUI ist, dass so 
vieles „toskanisch“ ist. Die sattgrünen Hügel, die man 
aus den Fenstern der Bibliothek betrachten kann, die 
Olivenhaine am Institutsgelände, die Hörsäle aus Zeiten 
der Medici und die Bonboloni und der Macchiato in der 
Caffeteria. Ja ein kleines bisschen ist das Gedeihen 
des Ph.D. schon immer von dolce vita gefährdet. Nur 
gut, dass es strikte Abgabetermine und eine jährliche 
Evaluierung gibt. Wer zuviel Bonboloni und zuwenig 
Focault konsumiert hat, dem kann es schon passieren, 

dass er/sie nach einem Jahr sein Studium beenden 
muss. 

Wer also das EUI rein aufgrund des Standortes als 
geeigneten Ort für sein Ph.D. Studium erachtet, dem sei 
also abgeraten. Ebenso diejenigen, die sich erhoffen am 
EUI italienisch zu lernen. So sehr ich das Konzept der 
Parallelgesellschaft ablehne, im Kontext des EUI wäre 
es wohl treffend. Warum spricht hier eigentlich niemand 
von den nicht-integrierten EUI-AkademikerInnen?

Pardon wie abwegig, schließlich sind wir doch alle 
EuropäerInnen hier!

Wer ein post-nationales Europa sucht, wird es hier wie 
bereits angemerkt jedoch nicht finden. Selbst bei den 
vorgedruckten Anwesenheitslisten in den Seminaren 
steht meine Nationalität immer in Klammer daneben.

Trotz einiger Hürden, Herausforderungen und Probleme, 
ist es dennoch ganz sicher wert, ans EUI zu kommen. 
Im Bereich der Politikwissenschaft ist es sicherlich 
einer der besten Ausbildungen in ganz Europa. Ja, ja, 
wer’s nicht glaubt, kann Ranking-Ergebnisse auf der EUI 
homepage nachlesen: www.eui.eu.

Und nur für den Fall, dass irgend jemand auf die Idee 
kommen könnte meine Sicht der Dinge sei irgendwie 
gefärbt, möchte ich am Ende meiner kleinen Betrachtung 
ein statement meines Kollegen Alexander Stummvoll 
übers EUI stellen, der ebenso wie ich aus der Quote der 
Kleinstaatler stammt:

„Die Promotionsbedingungen am EHI sind exzellent und 
außergewöhnlich. Bei schönstem Blick auf den Dom und 
die umliegenden Berge der Toskana, wird Europa nicht 
nur studiert, sondern gelebt. Zusammen mit Doktoranden 
aus ganz Europa habe ich im ersten Jahr eine gründliche 
Einführung in methodische Debatten bekommen. Mein 
Doktorvater ist jederzeit ansprechbar - man sieht sich 
beim Mittagessen in der Mensa, beim Kaffee in der 
Cafeteria und manchmal sogar beim Feierabendbier in der 
Bar. Nach Bachelor- und Masterstudium in Großbritannien 
kann ich sagen, dass das EHI in meiner Disziplin eines 
der besten und bekanntesten Doktorandenprogramme 
anbietet. Dem Ministerium für Wissenschaft und 
Forschung und dem Österreichischen Austauschdienst bin 
ich sehr dankbar, dass wir österreichische Stipendiaten 
hier in Florenz in den Genuss eines Vollstipendiums 
kommen. Allen interessierten österreichischen Studenten 
kann ich eine Bewerbung voll und ganz empfehlen.“

Alexander Stummvoll, Doktorand in Politik- und 
Sozialwissenschaften (2. Jahr)

PS: Und damit keine Zweifel aufkommen: Auch ich 
bin dem österreichischen Ministerium und dem ÖAD 
ehrlich sehr dankbar! Und ich hoffe, dass durch die 
Unterstützung des Ministeriums noch viele weitere 
AbsolventInnen des IPW ans EUI kommen können.
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Europäische Symbole (1)

von Karin Liebhart
Lektorin am ipw sowie im Rah-
men des MES, Faculty Member 
des IK „Europäische historische 
Diktatur- und Transformationsfor-
schung“

Als auf dem informellen 
Europäischen Rat von Lissabon 
im Oktober 2007 die Staats- 

und RegierungschefInnen der EU-
Mitgliedsländer den „Reformvertrag 
der Europäischen Union“ annahmen, 
kommentierte die Journalistin Alexandra 
Föderl-Schmid dies im Standard 
(20./21.10.2007, 40) mit der Bemerkung 
„Europa fehlt der Esprit“. Sie bezog sich 
damit auch auf das Faktum, das aus 
diesem Dokument, das den gescheiterten 
„Vertrag über eine Verfassung für 
Europa“ ersetzt, sämtliche Symbole 
europäischer Identität eliminiert 
worden waren. Die blaue Flagge mit 
dem goldenen Sternenkranz (Symbol der 
Einheit und seit 1965 offizielles Emblem 
der Europäischen Gemeinschaft (2)) und 
die „Ode an die Freude“, die sogenannte 
Europahymne (ein Motiv aus dem letzten 
Satz der Neunten Beethoven-Symphonie 
(3)), kommen in dem Vertragswerk, 
für das die Bezeichnung „Verfassung“ 
tunlichst vermieden worden war, nicht 
mehr vor. Die Entscheidung, jegliche 
Verweise auf gemeinsame europäische 
Symbole aus dem Vertragstext zu 
streichen, war das Ergebnis von 
Debatten auf nationalstaatlicher 
Ebene. Die Verwendung von Symbolen 
nationaler Identität, wie Flagge, Hymne 
oder Motto, für das supranationale 
Gefüge EU wurde in diesen Diskussionen 

als potentielle Gefahr für nationale 
Identitäten in Frage gestellt. Dies zeigt, 
dass neben politischen Differenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten 
betreffend Stimmgewichtung im 
Rat, Anzahl der KommissarInnen 
und Sitzzuteilung im Europäischen 
Parlament auch symbolpolitischen 
Fragen eine bedeutende Rolle in den 
Verhandlungen zugeschrieben wurde. 
Insbesondere in Großbritannien, Polen 
und den Niederlanden wurde das Thema 
heftig diskutiert, mit dem Resultat, dass 
die Bezeichnung „Verfassung“ sowie 
die genannten Typen von politischen 
Symbolen für nationalstaatliche 
Kontexte reserviert bleiben sollen (vgl. 
Der Standard online Wissen: Geschichte 
des EU-Vertrags, 17.10.2007).

Dem gegenüber steht die in politischen 
und publizistischen Öffentlichkeiten 
quer durch Europa und darüber hinaus 
oft geäußerte Annahme, die mangelnde 
Identifikation der EU-BürgerInnen 
mit der Europäischen Union sei 
auch auf ein Symboldefizit zurück 
zu führen. Es gebe keine europaweit 
akzeptierten gemeinschaftlichen 
Symbole, in denen die „Seele Europas“ 
(4), zum Ausdruck kommen könne. 
In diesem Zusammenhang ließe sich 
nun allerdings die Frage stellen, ob 
mittels traditioneller Formen politischer 

Repräsentation, die im 18. zum 19. 
Jahrhundert in nationalstaatlichen 
Kontexten entstanden sind, ein 
modernes, dynamisches Europa 
überhaupt symbolisiert werden kann.

Politische Symbole auf EU-Ebene 
stellten bislang nämlich meist den 
Versuch dar, nationalstaatliche und 
supranationale symbolische Verweise zu 
verbinden und damit zur Konstruktion 
einer EU-Identität als Grundlage 
eines gemeinsamen Wahrnehmungs-, 
Kommunikations- und Handlungsraumes 
beizutragen. Dies lässt sich an der 
Gestaltung der €-Banknoten und  
€-Münzen ebenso ablesen wie am Design 
der Logos für die Ratspräsidentschaften. 
Die €-Geldscheine zeigen allesamt 
Brücken und Tore als verbindende 
Symbole und legen eine gemeinsame, 
chronologische Entwicklung Europas 
- symbolisiert durch die Abfolge von 
prägenden Architekturstilen - nahe. 
Die €-Münzen lassen mehr Platz für 
Gestaltung: ihre Rückseite bleibt 
nationalen Symboliken vorbehalten.

Auch die Ratspräsidentschafts-Logos 
versuchen das vielfach konstatierte 
Spannungsverhältnis zwischen 
nationaler und supra-nationaler 
Identität zu überwinden. Dazu werden 
in den Logos „typische“ Symbole aus 
nationaler Politik und Kultur mit EU-
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Symbolen (meistens Sternenkranz 
oder einzelne Sterne) verknüpft bzw. 
kommen Nationalfarben und EU-
Farben zum Einsatz. Beispielsweise 
verwendete Griechenland 2003 einen 
stilisierten Ölzweig, Irland 2004 eine 
Stilisierung der irischen Harfe. Manche 
Staaten kommunizierten die nationale 
Komponente ihrer Identität vor allem 
über die Flaggenfarben, wie etwa 
Deutschland 2006 oder Schweden 2001 
und 2009, dessen Nationalfarben noch 
dazu identisch mit den EU-Farben sind. 
Im Lauf der letzten Jahre ist ein weiterer 
vereinheitlichender Trend zu bemerken: 
Die meisten Präsidentschafts-Logos 
integrieren mittlerweile die Web-
Adresse ihrer Internet-Präsentation, 
ein Hinweis auf den hohen Stellenwert 
von Online-Medien in der politischen 
Kommunikation.

Einen Rückgriff auf die Symbolik von 
Nationalfarben und Nationalflaggen 
und zugleich einen ästhetischen 
Bruch mit herkömmlichen Formen 
europapolitischer Repräsentation 
stellt der, vom niederländischen 
Architekten Rem Koolhaas und der 

Gruppe AMO entworfene, sogenannte 
Barcode dar. (5) Dieses neue EU-
Symbol wurde für die österreichische 
Ratspräsidentschaft 2006 erstmals 
offiziell verwendet. Das Design spielt auf 
Produktsignaturen in Supermärkten und 
damit auf alltagskulturelle Bezüge und 
ökonomische Dimensionen an. Koolhaas 
entwarf den Barcode, bestehend aus 
den Flaggenfarben aller EU-Staaten, 
als innovatives Symbol für die 
supranationale Staatengemeinschaft. 
Koolhaas verfolgte die Idee, dem allseits 
beklagten ikonografischen Defizit der 
EU mit einer neuen Symbolsprache 
zu begegnen. Der „Barcode“ ist 
prinzipiell erweiterungsfähig und 
somit ein dynamisches Symbol, das 
einerseits die Dynamik einer größer 
werdenden Europäischen Union 
reflektiert, andererseits dennoch in 
nationalstaatlichen Bezügen verhaftet 
bleibt, da er letztlich europäische 
Identität als Summe nationaler 
Identitäten fasst. (6) 

Auch das Logo der tschechischen 
Ratspräsidentschaft 2009 spielt mit 
der Konfiguration nationaler Codes, die 

sich zu einem größeren Ganzen fügen: 
Es kombiniert die Internetkürzel der 
Mitgliedstaaten zu einer stilisierten 
Landkarte der EU.

Im Entwurf des Logos anlässlich des 
50. Jahrestages der Unterzeichnung 
der Römischen Verträge im Jahr 
1957 standen nationalstaatliche 
Verweise nicht mehr im Zentrum, 
vielmehr sprachliche, ästhetische 
und alltagskulturelle Bezugnahmen. 
Das Logo wurde im Rahmen eines 
von der Europäischen Kommission 
ausgeschriebenen Wettbewerbs 
anlässlich des „50. Geburtstags“ 
EUropas kreiert. An der Ausschreibung 
beteiligten sich über 1700 junge 
DesignerInnen und Design-Studierende 
aus allen damaligen Mitgliedstaaten der 
EU sowie aus Bulgarien und Rumänien. 
Den Wettbewerb gewann ein Student 
der Kunsthochschule Poznan. Sein 
Entwurf verbindet den Schriftzug 
„together“ mit der Unterschrift 
„since 1957“. Das Logo besteht aus 
Buchstaben in unterschiedlichen Farben 
und Schrifttypen, die die Vielfalt der 
europäischen Sprachen, Geschichte 



40

„Regni, Corone, Sce ttri, Ghirlande & altre simili cose“
Ein kurzer Ausflug in die Ikonographie Europas von Cesare Ripa bis zur Europäischen Union.

und Kultur repräsentieren, mit Zeichen, die 
aus dem Bereich der Wirtschaft und der 
Informationstechnologie stammen (etwa die 
Zeichen für Copyright, Registered Trademark 
und Adressbezeichnungen im E-Mail-Verkehr) 
und daher aus Alltagskontexten bestens 
bekannt sind. Diese  Zeichen werden zum 
Schriftzug „together“ bzw. seinem Pendant 
in den jeweiligen Sprachen kombiniert. Das 
Logo steht in allen 23 offiziellen EU-Sprachen 
und  in der Originalfassung zur Verfügung, die 
Buchstaben aus unterschiedlichen Sprachen 
vereint. (7) Laut EU-Homepage (Rubrik 
›Europa hat Geburtstag!‹) symbolisiert das 
Logo die Stimme besonders der jüngeren 
Generationen der EUropäerInnen, und 
verbindet deren Wunsch nach Frieden, 
Stabilität und Wohlstand mit dem Recht auf 
Individualität und Vielfalt. 

Das Logo ist gänzlich unpathetisch, 
der Designer wählte vielmehr einen 
spielerischen, ironischen Zugang zur 
Visualisierung der Identifikation mit Europa. 
Der Entwurf geht damit auch einige Schritte 
weiter in jene Richtung, die Rem Koolhaas 
mit dem „Barcode-Logo“ vorgegeben hat. 
Es bedeutet auch eine tendenzielle Abkehr 
von jenen Repräsentationsformen Europas, 
die dem Symbolrepertoire des modernen 
Nationalstaates entnommenen sind.

Anmerkungen

(1) Der Text stützt sich auf ein Kapitel der 2009 
im WUV erschienenen Publikation „EUropäische 
Bildpolitiken“ (Bernhardt, Petra,/Hadj-Abdou, 
Leila/Liebhart, Karin/Pribersky, Andreas).

(2) vgl. http://europa.eu/abc/symbols/emblem/
index_de.htm

(3) vgl. http://europa.eu/abc/symbols/anthem/
index_de.htm

(4) vgl. den Vortrag von Viviane Reding, Mitglied 
der Europäischen Kommission, zuständig für 
Bildung und Kultur, Offizielle Eröffnungsfeier 
der Kulturhauptstadt Graz 2003, Graz, 11.1.2003 
(Manuskript)

(5) vgl. http://www.hausderkunst.de/new/
deutsch/ausst/ ausst_pages/koolhaas.php

(6) vgl. Bildatlas-Europa, www.
demokratiezentrum.at

(7) vgl. http://europa.eu/50/anniversary_logo/
index_de.htm

von Richard Bernato
Diplomand am Institut für  
Anglistik und Amerikanistik an 
der Universität Wien  
und past-time Kunsthistoriker

Vielleicht ein Detail vorweg: Dieser kleine Aufsatz 
ist nicht von einem Politikwissenschafter verfasst. 
Er ist vielmehr ein interdisziplinärer Brückenschlag 

aus der Kunstgeschichte in die Politikwissenschaft, 
aus der Annahme heraus, dass Kunstwerke immer im 
Kontext ihrer Entstehung - also im Dreieck zwischen 
Persönlichkeit der Künstschaffenden, Ort und Zeit 
sowie Tradition und Wunsch des Auftraggebers – 
gelesen und interpretiert werden müssen und sich 
deshalb naturgemäß bei der Analyse von Kunstwerken 
Schnittmengen zwischen Politikwissenschaft und 
Kunstgeschichte bilden, welche von beiden Disziplinen 
fruchtbar genutzt werden können. Ein Werkzeug zur 
„Entschlüsselung“ von Bildern aus der Kunstgeschichte 
ist Erwin Panofskys Ikonographie, welche besonders 
Kontext, Tradition und AuftraggeberIn für die Analyse 
von Kunstwerken berücksichtigt. In Panofskys Worten 
erklärt sich Methode und Nutzen der Ikonographie wie 
folgt:

Die ikonographische Analyse, die sich mit Bildern, 
Anekdoten und Allegorien statt mit Motiven 
befaßt, setzt natürlich weit mehr voraus als jene 
Vertrautheit mit Gegenständen und Ereignissen, 
wie wir sie durch praktische Erfahrung erwerben. 
Sie setzt eine Vertrautheit mit bestimmten Themen 
oder Vorstellungen voraus, wie sie durch literarische 
Quellen vermittelt wird, sei es durch zielbewußtes 
Lesen oder durch mündliche Tradition. (Panofsky, 
1975)

Mit der Wende zur Abstraktion in der Kunst des 20. 
Jahrhunderts allerdings hat sich der Fokus von Motiv 
und Sujet hin zur Form gewandelt. Verkürzt kann man 
sagen, die Qualität eines Kunstwerkes liegt nicht im 
Sujet - das beliebig sein kann und die Aussage eines 
Kunstwerkes nicht mehr bestimmen kann - sondern 
in der Form, was eben die Ikonographie als Werkzeug 
soweit hinfällig macht (oder im optimistischsten Fall 
extrem ineffektiv).

Analog dazu wird Politik auch über Bilder gemacht – 
dabei reicht die Bandbreite vom antiken Reiterstandbild, 
mittelalterlichem Herrscherportrait, Renaissance-
Freskenzyklen an Wänden von Prunkräumen, zu 
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„Regni, Corone, Sce ttri, Ghirlande & altre simili cose“
Ein kurzer Ausflug in die Ikonographie Europas von Cesare Ripa bis zur Europäischen Union.

Wahlkampfplakaten und Wahlwerbespots bis hin zu 
Auftritten von Politikern in Talkshows. Allerdings eignen 
sich Bilder nur bedingt für die Vermittlung von Politik 
und wirken oft vereinfachend und verfälschend. Die 
Politikwissenschaft wünscht sich daher „authentische“ 
und „adäquate“ Bilder für ihre Analyse (cf. Lesske, 
2005), was für die Kunstgeschichte insofern kein 
Problem darstellt, weil die Kunstgeschichte - salopp 
formuliert - bereits gewohnt ist, mit Bildern zu arbeiten 
die nicht Abbilder der Realität sind, sondern in hohem 
Maße idealisierend und konstruiert. Andere Disziplinen 
wie Cultural Studies, die sich ebenfalls mit Bildern 
beschäftigen, setzen konstruierte Bilder sogar voraus 
(hierauf brauche ich nicht weiter einzugehen, es reicht 
Name-dropping: Stuard Hall, WJT Mitchell, ...), was die 
Ikonographie als Analysewerkzeug für Bilder wieder 
aktuell macht.

Die bildliche Darstellung von „Europa“ ist heute im 
Zuge der Europäischen Integration aktuell, hat aber 
eine lange Tradition in der Kunstgeschichte und eignet 
sich bestens als Anschauungsmaterial zur Erläuterung 
der oben angerissenen Theorie.

Die Kunstgeschichte kennt eigentlich zwei Gattungen 
von Europa-Darstellungen. Die erste beruft sich 
ikonographisch auf den Text von Ovids Metamorphosen 
(Zweites Buch, siebtes Kapitel), in dem die Verführung 
und Entführung der Königstochter Europa auf die Insel 
Kreta durch Zeus in Gestalt eines Ochsen beschrieben 
wird. Europa wird in dem Text als junges Mädchen 
beschrieben, das auf einem weißen Ochsen auf das 
offene Meer hinausgetragen wird. Dementsprechend 
wird Europa in der Kunstgeschichte oft am Strand 
stehend, einen weißen Stier tätschelnd, gerne auch 
knapp bekleidet und auf einem Stier sitzend oder auf 
dem Rücken des Tieres hingestreckt dargestellt. Die 
mythologische Figur der Europa dient der „politischen“ 
Allegorie der Europa als Basis. Cesare Ripa, der Verfasser 
der Iconologia, beschreibt Europa wie Ovid ebenfalls als 
junges, blondes Mädchen, ergänzt das Bild aber durch 
Heranziehen zweier antiker Textquellen, nämlich Plinius‘ 
Naturalis Historia in der im ersten Kapitel des dritten 
Buches Europa in einem geopolitischen Sinne als „erster 
und wichtigster“ Erdteil beschrieben wird, der seinen 
Namen von der Mythischen Europa erhalten habe, und 
Strabo Europa in seiner Geographia als den fruchtbarsten 
Kontinent beschreibt, der die größte Vielfalt an Natur 
und Kultur hervorgebracht habe. Dementsprechend 
beschreibt Ripa Europa als 

Frau in reichsten Kleidern gehüllt, mit einer Krone 
auf dem Kopf, die in der Mitte zweier Füllhörner 

[sitzt], mit der rechten Hand einen Tempel 
präsentierend und mit der Linken auf Zepter, 
Kronen und Girlanden und ähnliches zeigend, die 
ihr zur einen Seite liegen, während zur anderen 
Seite hin Pferde, Spolien und Waffen, ein Buch 
mit einer Eule, verschiedene Musikinstrumente, ein 
Winkelmaß, (...) sowie eine Malerpalette und Pinsel 
ausgebreitet liegen.

Diese Darstellungsweise, die von Ripa für Europa in der 
Iconologia vorgeschlagen wird, spiegelt gleichzeitig 
das damalige Selbstverständnis Europas als Mittelpunkt 
der Welt wieder, Hort von Zivilisation (verbildlicht 
durch Musikinstrumente, Winkelmaß und Palette – 
stellvertretend für die „Septem Artes Liberales“), 
Sitz der einzigen wahren (katholischen) Religion 
(symbolisiert durch den Tempel in der Rechten) 
und politisches Machtzentrum der Welt (dargestellt 
durch Kronen und Girlanden, Waffen und Pferd). Die 
Krone auf dem Haupt von Europa verdeutlicht ihre 
Sonderrolle und ihren Herrschaftsanspruch über die 
anderen Erdteile. Cesare Ripas Vorlage wird die Kunst 
des Barocks entscheidend beeinflussen und wird sich in 
den folgenden Jahrhunderten nur leicht verändern. Zum 
einen passt das Bild der Europa, welche die anderen 
Weltteile beherrscht, perfekt zum Kolonialismus des 
17. und 18. Jahrhunderts, gleichzeitig kann Europa in 
Bildprogrammen absolutistischer Herrscher gut genutzt 
werden, um den eigenen Führungsanspruch in bzw. über 
Europa zu verdeutlichen. Bis ins späte 19. Jahrhundert 
bleibt die Darstellung von Europa in der Essenz mehr 
oder weniger unverändert, im Klassizismus wird 
Europa oft mit einer Weltkugel im Arm dargestellt, auf 
Füllhörner als Hinweis für Fruchtbarkeit und Überfluss, 
und auf Kronen und Mitra als Hinweis auf den Sitz des 
wahren Glaubens und der führenden Herrscherhäuser 
wird zugunsten des Führungsanspruches in der Welt 
verzichtet. Im 19. Jahrhundert wird Europa oft im 
Doppelpack mit den verschiedensten nationalen 
Allegorien präsentiert, wobei sich Europa naturgemäß 
je nach Kombination der „Germania“ oder „Hibernia“ 
anvertraut, ähnlich wie absolutistische HerrscherInnen 
anderthalb Jahrhunderte vorher Europa als Staffage im 
Kontext ihrer Selbstdarstellung genutzt hatten.

Im 20. Jahrhundert bedarf es einer radikal anderen 
Europa-Ikonographie, es wird mit der Tradition 
gebrochen und Allegorien wurden durch Flaggen 
ersetzt. Nach seiner Gründung in den 1950er Jahren 
suchte der Europarat ein frisches Symbol für sich und 
für Europa und fand es in einem Flaggenentwurf der 12 
Sterne kreisförmig auf blauem Grund. Die Europäische 
Union übernahm die Flagge des Europarates und erklärt 
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– wieder ganz in der Tradition des Cesare Ripa – die 
Aussage des Zeichens, und wie es zu verwenden ist:

Der Kreis der zwölf goldenen Sterne steht für 
Einheit, Solidarität und Harmonie zwischen den 
europäischen Völkern.

Weiters versinnbildlicht der blaue Hintergrund den – 
sprichwörtlich – sternenklaren Himmel der westlichen 
Welt, die Sterne selbst stehen für die einzelnen 
Staaten. Die Zahl zwölf spiegelt nicht die Anzahl der 
Mitgliedsstaaten der Union wieder, sondern ist bewusst 
gewählt. In der europäisch-westlichen Tradition ist 
12 die Zahl der Vollkommenheit und Vollständigkeit, 
Assoziationen mit den 12 Aposteln aus der christlichen 
Tradition, die 12 Sternkreiszeichen oder die 12 Monaten 
des Jahres sowie 12 Stunden auf dem Ziffernblatt einer 
Uhr sind zum Teil von den Urhebern der Europa-Flagge 
gewollt, haben sich aber zum Teil auch ganz zufällig 
ergeben.

Neben der Flagge pflegt die Europäische Union gerne 
die Selbstdarstellung als Baustelle an der als Kollektiv 
gearbeitet wird. Während in den vorangegangenen 
Jahrhunderten Europa den jeweiligen Herrschenden oder 
der jeweiligen Nation als Projekt und als Personifikation 
passiv untergeordnet aber als Entität präsentiert wurde, 
wird das moderne und zeitgenössische Europa im Sinne 
der Europäischen Integration als etwas unvollständiges, 
aber den einzelnen Staaten übergeordnetes dargestellt, 
das buchstäblich (wieder?) hergestellt werden muss. 
Europa ist also keine junge Frau, die man hofieren und 
übers Meer entführen kann, sondern ein körperloses 
Projekt, dessen Reize noch kaum sichtbar sind und 
das man sich erarbeiten muss. Dementsprechend ziert 
so manches Dokument der europäischen Union eine 
Photomontage einer Europa-Flagge mit vorgeblendetem 
Baugerüst oder eine Landkarte des Kontinents in 
dem die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten erst wie 
verstreute Puzzlestücke von einer unsichtbaren Hand 
zusammengefügt werden müssen (cf. Petra Mayrhofer, 
2009 für eine ausführlichere Bildersammlung).

An der Schwelle zum 21. Jahrhundert und im Zuge der 
Erweiterung der Europäischen Union von 15 auf 27 
Staaten kamen Zweifel auf, inwieweit die „alte“ Europa-
Flagge der europäischen Realität noch angemessen 
ist. 2001 entwarf Rem Kolhaas auf Anfrage der 
Europäischen Kommission den so genannten „European 
Barcode“, ein neues Symbol welches sämtliche Flaggen 
der Mitgliedsstaaten zu einem durchgehenden Farbband 
zusammenfasst und damit das Motto des „in Vielfalt 
geeintes“ Europa aufgreift und verbildlicht. Daneben 
gibt es weitere Vorschläge für eine neue Europäische 
Flagge, unter anderem von einer Niederländischen 
Bürgerinitiative die einen durchgehenden Ring statt 
kreisförmig angeordneter Sterne vorsieht. Hans Kruit, 
der die Flagge 2005 entworfen hat, will mit dem Ring das 
Handzeichen für „alles OK“ (mit Daumen und Zeigefinger 
einen Ring bilden) aufgreifen und Europa positiv 

besetzen. Derzeit werden von Design Den Haag unter dem 
Titel „A new symbol for Europe“ Wettbewerbsbeiträge 
für eine neue Europa-Flagge gesammelt. Im _call for 
submissions_ steht programmatisch:

The current European flag with its twelve identical 
yellow stars placed in a circle on a blue field, was 
designed in 1955. Since then Europe has changed. 
About 30 million people from Middle Eastern, 
African and Asian origins are living and working 
in Europe. Besides these new cultures, the inter 
European immigration creates a new mix of cultures 
as well. In the last 50 years Europe has become a 
very fine maze of identities. What is the identity of 
this cultural, economical and dynamic Europe with 
its diversity in cultures, languages, traditions and 
believes? And what is the perception on Europe, 
from within and from the outside? How would a 
new symbol for Europe look like? Should it be one 
symbol? Or more?

Die 12 besten Einsendungen werden in Den Haag 
ausgestellt. Vor dem Europaparlament in Straßburg 
steht seit 2005 jedenfalls eine Plastik der kretischen 
Künstler Nikos und Pandelis Sotiriadis, die Europa auf 
einem Stier reitend zeigt. Ganz klassisch.
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König Midas und der Europäische  
Hochschulraum

von Elsa Hackl
Wissenschaftliche Beamtin 
am ipw

König Midas soll der erste Fall von 
Pleonexie (1) gewesen sein. Von ihm 

wird nämlich berichtet, er habe sich 
vom Gott Dionysos, der ihm aus Dank 
oder wegen einer List einen Wunsch 
gewährte, gewünscht, dass alles, was er 
berühre zu Gold werde. Dieser Wunsch 
wurde ihm auch tatsächlich erfüllt – 
doch gereichte ihm dies nicht lange 
zur Freude: Als der König nämlich bald 
hernach Hunger und Durst verspürte, 
wurden die Speisen und Getränke, die er 
berührte, zu Gold, folglich ungenießbar, 
sodass er zu verhungern drohte. 
Als Midas erkannte, dass Gold sich 
entwertet, wenn es überall vorkommt, 
eilte er wieder zu Dionysos. Der Gott 
hatte Mitleid und befreite den König 
von seinem Fluch bzw. Wunsch.

Ähnliches, so scheint es, passiert bei 
Europäisierung. Alles, was von dieser 
erfasst wird, gerät zwar nicht zu Gold, 
aber zu Markt. Dies geschieht, weil 
Bestimmungen, die zur Herstellung und 
Regelung einer Wirtschaftsgemeinschaft 
beschlossen wurden, auf Güter und 
Leistungen ausgedehnt werden, 
die davor eine Angelegenheit der 
Mitgliedstaaten und von einer Regelung 
durch Märkte ausgenommen waren. 
Dabei ist es im Resultat unerheblich, ob 
die Europäisierung von EU Institutionen 
oder von den Regierungen der 
Mitgliedsstaaten initiiert wird. Dies 
trifft auch auf die Universitäten und  
Hochschulen zu.

Traditionell waren die Universitäten 
der EU Mitgliedstaaten öffentliche 
Einrichtungen, wenn auch ihre 
Organisation, wie andere Bereiche 
der öffentlichen Verwaltung, in den 
einzelnen Staaten unterschiedlich 

war. Private Hochschulen spielten 
in Europa keine große Rolle. Dieses 
staatliche Hochschulmonopol begann 
in den 1980er Jahren zu zerbröckeln: 
Der Europäische Gerichtshof dehnte 
1985 mit dem Gravier Urteil (2) den 
freien Personenverkehr auf Studierende 
aus, und die Richtlinie 89/48/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung 
der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen, stellte klar, dass die 
Anerkennung von Diplomen nicht mehr 
ein nationalstaatliches Vorrecht war. 
Schließlich vertrat der Europäische 
Gerichtshof 1997 in einem Urteil (3) die 
Ansicht, dass öffentliche oder private 
Universitäten eines Staates aufgrund 
der Niederlassungsfreiheit in einem 
anderen tätig sein können.

Schon zuvor hatte das 1987 von 
der Europäischen Kommission ins 
Leben gerufene ERASMUS-Programm, 
das die Förderung der Mobilität der 
Studierenden in Europa zum Ziel hatte, 
dazu beigetragen, das Verhältnis der 
Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften bzw. Union zu ihren 
Universitäten zu verändern. Das 
Programm setzte nämlich voraus, 
dass die einzelnen Universitäten 
Kooperationsabkommen schließen 
können, also vertragsfähig sind. Dazu 
musste den Hochschulen Autonomie 
im Sinne von Rechtspersönlichkeit 
eingeräumt werden. So geschah das 
auch in Staaten wie in Österreich, wo 
dies bis Anfang der 1990er Jahre nicht 
der Fall war.

Der etwas mehr als 10 Jahre  
später initiierte intergouvernmentale 

Bologna Prozess, der als 
Inbegriff der Harmonisierung der 
Studienarchitekturen in Europa und 
der Schaffung eines Europäischen 
Hochschulraums gilt, verstärkte diesen 
Trend zur „institutionellen Autonomie“ 
und zu in diesem Raum umtriebigen 
Universitäten: In einem europäischen 
Hochschulraum mit einem einheitlichen 
Studienaufbau, mit mobilen 
Studierenden und Lehrenden ist für 
nationalstaatliche hochschulpolitische 
Eingriffe wenig Raum.

2001, zwei Jahre nach der Bologna 
Erklärung, als sich die europäischen 
HochschulministerInnen erneut und 
dieses Mal in Prag trafen, fügten 
sie ihrer Erklärung den Passus, 
Hochschulbildung sei ein öffentliches 
Gut und eine öffentliche Verantwortung, 
bei. Dies geschah vor allem auf 
Initiative der Studierenden und 
unter dem Eindruck der damals im 
Rahmen der Welthandelsorganisation 
stattfindenden Verhandlungen des 
„Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen“, die u.a. 
Liberalisierungen im Bildungsbereich 
anvisierten. Dieses Bekenntnis zur 
öffentlichen Verantwortung wurde 
in zwei weiteren Deklarationen der 
HochschulministerInnen, die sich jedes 
zweite Jahr treffen, um die Fortschritte 
bei der Implementierung ihrer Bologna 
Struktur zu beraten - 2003 und 2009 - 
wiederholt. Aber welches Konzept von 
öffentlicher Verantwortung liegt dem 
zugrunde? Es ist nicht das, wonach der 
Staat im Falle seiner Verantwortung 
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Neues Initi ativkolleg mit Gender-Bezug
Die Geschlechterforschung hält Einzug in die Elite der Nachwuchsförderung auf der Universität Wien

Betreiber der entsprechenden 
Institutionen oder Anbieter und 
Financier der Dienstleistungen ist. 
Vielmehr kommt der Staat seiner 
Verantwortung nach, wenn er als 
Regulator (so explizit in der Deklaration 
von Prag) agiert. Was unterscheidet 
aber dann einen Hochschulraum von 
einem Markt?

Die Lissabon Strategie, mit dem Ziel 
die Union zum „wettbewerbsfähigsten 
und dynamischsten wissensgestützten 
Wirtschaftsraum der Welt“ zu 
machen, verstärkte den Diskurs um 
eine notwendige Modernisierung der 
Universität: Europas Universitäten 
sind nicht in der Lage ihr Potential 
zu verwirklichen, sie geraten im 
internationalen Wettbewerb um Talente 
ins Hintertreffen, verpassen den 
Anschluss an sich schnell ändernde 
Forschungsagenden, versäumen es, die 
für den Erfolg erforderliche kritische 
Masse, Exzellenz und Flexibilität 
hervorzubringen (4). Die Ursache dieses 
Nachhinkens sind exzessive öffentliche 
Kontrolle und ungenügende Finanzierung. 
Ersterem ist durch Diversifizierung, 
institutionelle Autonomie und 
durch die unternehmerische 
Universität zu begegnen, letzterem 
durch private Finanzierungen, dh 
durch Forschungskooperationen 
mit Wirtschaftsunternehmen und 
Studienbeiträge, abzuhelfen. (5)

Midas wurde drastisch und rasch 
vor Augen geführt, dass der Nutzen 
von Gold begrenzt ist. Die Grenzen 
eines marktmäßig gesteuerten 
Hochschulraums und von Universitäten, 
die dem  unternehmerischen Denken 
verpflichtetet sind, sind weniger evident: 
Erstens, weil die „Modernisierung der 
Universität“ zwar erhebliche Änderungen 
herbeiführt(e), aber daneben 
Traditionelles fortwirkt. Zweitens, weil 
im Gegensatz zur Faszination des Goldes 
die unternehmerische Universität mit 
dem Auftrag, die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas in einer wissensbasierten 
Ökonomie zu sichern, weniger fasziniert. 
Dies zeigen die Überlegungen zur 
„Soziale Dimension des Europäischen 
Hochschulraums“ (6) und zur öffentliche 

Rolle der Universität (7). Nicht zuletzt 
legen auch die Studierendenproteste 
nahe, dass die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten nicht nur 
die wirtschaftlichen, sondern auch 
(um in der Sprache der Ökonomen 
zu bleiben) die sozialen Erträge von 
Hochschulbildung und -forschung zu 
beachten haben werden.
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von Meropi Tzanetakis
Redaktionsmitglied, Lehrbe-
auftragte und Doktorandin am 
ipw

Die Initiativkollegs (IK) gelten als das 
Aushängeschild der Universität Wien 

im Bereich der Nachwuchsförderung. 
Gefördert werden bis zu zwölf 
strukturierte Doktoratsprogramme, die 
zu bestimmten Forschungsfeldern nach 
strengen Qualitätskriterien ausgewählt 
und von internationalen Peers 
begutachtet werden. Pro Initiativkolleg 
werden dazu zehn bis zwölf 
NachwuchswissenschaftlerInnen für 
drei Jahre in ihren wissenschaftlichen 
Karrieren gefördert. Umso erstaunlicher 
die Tatsache, dass das Initiativkolleg 
zum Thema „Gender, Violence and 
Agency in the Era of Globalization” erst 
im zweiten Anlauf angenommen wurde. 
Es ist das erste Kolleg dieser Art mit 
einem Gender-Bezug in Österreich und 
somit etwas Besonderes. 

Das Gender-IK hebt nicht nur den 
Schnitt bei der Geschlechteraufteilung 
der StipendiatInnen: Während die 
bisherigen Initiativkollegs zu 38 Prozent 
weiblich und zu 62 Prozent männlich 
besetzt waren (1), liegt bei diesem 
Gender-IK der Frauenanteil bei 92 
Prozent und der Männeranteil lediglich 
bei 8 Prozent (was in absoluten Zahlen 
elf Frauen und ein Mann bedeutet) (2). 
Eine Quote, die für sich sprechen sollte.

Wie entstand das Gender-
Initiativkolleg?

Bereits seit 1994 gab es die Bemühung, 
ein Gender-Graduiertenkolleg auf die 
Beine zu stellen. Die Idee für das IK 
entstand noch zu Zeiten des Gender 
Kollegs, das jedoch zunehmend mit 
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Neues Initi ativkolleg mit Gender-Bezug
Die Geschlechterforschung hält Einzug in die Elite der Nachwuchsförderung auf der Universität Wien

Finanzierungsschwierigkeiten zu 
kämpfen hatte. Darin versammelten 
sich rund ein Dutzend habilitierte 
WissenschaftlerInnen aus unter-
schiedlichen Disziplinen, die in ihrer 
Forschung und Lehre einen Schwerpunkt 
in Geschlechterforschung gehabt 
haben, sich jedoch thematisch weit 
auseinander bewegten. In einem 
langen Diskussionsprozess entwickelte 
sich ein gemeinsamer Fokus, nämlich 
der Bereich Gewalt, genauer: Gender-
based-violence. Ein Thema, das in der 
aktuellen Forschungslandschaft nicht 
hinreichend aufgearbeitet ist und 
somit ideal für eine IK-Einreichung 
erschien. Die unterschiedlichen 
Dimensionen und die Wissenskapazität 
der beteiligten WissenschaftlerInnen 
wurden zusammengetragen und in ein 
Thema gegossen: „Gender, Violence and 
Agency in the Era of Globalization”, also 
Geschlechterperspektiven auf Gewalt 
und Handlungsmacht (agency) in einer 
globalisierten Welt.

Welches Thema?

Das Thema des IK sollte in bearbeitbare 
Forschungsfelder übersetzt werden, 
was dadurch passierte, dass es in vier 
Forschungsschienen gelegt wurde, 
die es zu erforschen gilt: Körper-
Manipulationen, kriegerische Gewalt 
im Rahmen der Veränderung von 
Staatlichkeit, die Etablierung und 
Restrukturierung von Gewaltprozessen 
und Handlungsmacht in verschiedenen 
sozialen Bereichen sowie kulturelle 
Diversität. Unter der Überschrift Gewalt 
sollen die unterschiedlichen Praktiken 
systematisch diskutiert und analysiert 
werden. Es muss aber auch davon 
ausgegangen werden, dass sich vieles an 
den Gewaltpraktiken verändert, z.B. gibt 
es in neuen Kriegen neue Gewaltformen, 
dass sich aber auch die Anti-Gewalt-
Reaktionen von Staaten oder auch von 
sozialen Bewegungen verändern. Der 

Begriff Agency verdeutlicht, dass es 
unterschiedliche Techniken und Formen 
der Gegenwehr gibt. So ist es wichtig 
herauszustreichen, dass Gewalt nicht nur 
etwas ist, das mensch erleidet, sondern, 
dass es auf ganz unterschiedlichen 
individuellen und kollektiven Ebenen 
auch Widerstand gegen diese Gender-
based-violece gibt. Deswegen sollte im 
Rahmen des Gender-IK auch reflektiert 
werden, wie z.B. der Einfluss von Agency 
von Frauen bzw. von Frauengruppen auf 
staatliche Politik untersuchen werden 
kann. 

Wer betreut und lehrt?

Den inter- und transdisziplinären Ansatz 
zeigt das Gender-IK nicht nur beim 
Forschungsthema, sondern auch bei 
der Besetzung der Faculty, die sich aus 
fünf Fakultäten (Sozialwissenschaften, 
Rechtswissenschaften, historische 
Kulturwissenschaften, Philosophie und 
philologische Kulturwissenschaften) 
zusammen setzt und ein Team von 
zehn BetreuerInnen umfasst: Nikolaus 
Benke, Eva Flicker, Susanne Hochreiter, 
Elisabeth Holzleithner, Eva Kreisky, 
Elke Mader, Maria Mesner, Mona Singer, 
Sabine Strasser und Birgit Sauer, die 
auch Sprecherin des IK ist.

Wer wird gefördert?

Die 12 StipendiatInnen des im März 
2010 beginnenden Gender-IK kommen 
aus Österreich, Deutschland und Ungarn. 
Das Konzept ist, dass jedeR DoktorandIn 
von zwei Mitgliedern der Faculty betreut 
wird. Bei den rund 80 Bewerbungen 
zum Gender-IK gab es einen deutlichen 
Überhang an Politikwissenschaften 
und Soziologie, was sich auch in 
aufgenommenen DoktorandInnen 
widerspiegelt. Birgit Sauer erklärt dazu, 
dass es „in der Politikwissenschaft 
einfach auch viel Geschlechterforschung 
gibt“. (3) Demgegenüber war der 

Männeranteil bei den Bewerbungen mit 
unter zehn Prozent recht gering.

Die thematische Bandbreite der 
angenommenen Arbeiten reicht von 
Zwangsheirat, Frauenhandel, Sex-
tourismus, Biowissenschaft & Technik 
& Körper, Heteronormativität als 
Gewaltform, über reproduktive 
Technologien und die Frage von Gender-
based-violence, Friedensaktivismus 
und Krieg, Gewalt in Literatur, Sexual-
strafrecht und die Frage von Gewalt, 
kosmetische Chirurgie, Komasaufen 
als eine Form geschlechtspezifischen 
Aushandelns und Autoagressivität, 
Militarismus und geschlechtsspezifische 
Gewalt (4). Birgit Sauer bemerkte da-
zu, dass es kein eingereichtes Projekt 
gegeben hat, welches sich explizit mit 
häuslicher Gewalt beschäftigt hat, z.B. die 
Problemlagen um Gewaltschutzgesetze 
in Österreich oder Deutschland, aber 
auch Interventionsstellen, Frauenhäuser 
– diese Themen waren nicht unter den 
eingereichten Arbeiten zu finden (5).

Wie exklusiv?

Im Rahmen des IK werden von der 
Faculty exklusive Lehrveranstaltungen 
für die StipendiatInnen angeboten. 
Die Lehre umfasst vom Umfang her das 
übliche Doktoratsstudien-Programm und 
setzt sich aus thematischen Seminaren 
zu den vier Schienen des Gender-IK 
zusammen. Begleitend dazu gibt es 
Forschungsseminare, wo die jeweiligen 
Dissertationsprojekte vorgestellt, 
kommentiert und diskutiert werden. 
Außerdem sollen die DoktorandInnen 
mindestens ein Mal im Jahr ihre Projekte 
auf internationalen Konferenzen 
präsentieren. Auch Arbeitsplätze werden 
den StipendiatInnen zur Verfügung 
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Jedan svijet je dna borba. Obrazovanje nije na prodaju.(1)gestellt – was, wer die Platzsituation 
auf den meisten Fakultäten der Uni 
Wien kennt, alles andere als eine 
Selbstverständlichkeit darstellt. 
Resümierend lässt sich feststellen, 
dass bereits das Zahlenverhältnis 
von 10 Mitglieder der Faculty zu 12 
DoktorandInnen verdeutlicht, dass 
letztere vergleichsweise dicht betreut 
werden können, was die Grundlage dafür 
bieten soll, dass mensch in drei Jahren 
das Doktoratsstudium abschließen kann.

Forschungsförderung – 
Eine Schieflage?

Mit Stand Wintersemester 2009/2010 
kommen auf 88.400 Studierende an 
der Universität Wien (6) rund 9950 
Doktoratsstudierende (7). Diesen 
9950 DoktorandInnen stehen maximal 
144 geförderte Plätze (welche auch 
für AbsolventInnen anderer Unis 
offen stehen) in den Initiativkollegs 
der Universität Wien zur Verfügung. 
Das bedeutet, dass 1,4 Prozent der 
Doktoratsstudierenden an der Uni Wien 
die Chance haben, in ein Initiativkolleg 
aufgenommen zu werden, um drei Jahre 
lang mit 1000 Euro monatlich, einem 
Arbeitsplatz und dicht betreut an ihren 
Dissertationen schreiben zu können. Ein 
tolles Privileg für diejenigen, die in den 
Genuss dieser Förderung kommen. Doch 
was ist mit den restlichen 98,6 Prozent? 
Wie vereinbar ist ein Doktoratsstudium 
mit einer (Vollzeit-)Erwerbstätigkeit, 
die wohl oder übel zur Finanzierung des 
Lebensunterhalts notwendig ist? Welche 
Chance haben die 98,6 Prozent auf einen 
Abschluss ihres Doktoratsstudiums? 
Und vor allem, unter welchen Studien- 
und Lebensbedingungen? Welche 
strukturellen Bedingungen würde ein 
Fördersystem voraussetzen, welches 
dem Anspruch gerecht wird, alle 
JungforscherInnen zu fördern, die 
das Potential haben, mit qualitativ 
hochwertigen Dissertationen ihr 
Doktoratsstudium abzuschließen?
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Jedan svijet je dna borba. Obrazovanje nije na prodaju.(1)

Den seit einigen Monaten andauernden 
europaweiten studentischen Protesten 

hatten sich im Sommersemester 
2009 auch die Studenten in Zagreb 
angeschlossen. In vielerlei Hinsicht 
ähnelt der Protest in Zagreb jenem in 
Wien – auch was das »Aufgeben« betrifft. 
Was Wien von Zagreb lernen kann.

Am Montag, den 20. April 2009, 
war die morgendliche Vorlesung 
aus Sozialphilosophie an der 
Philosophischen Fakultät der Universität 
Zagreb (FFZG) merkwürdig leer und 
leise. Ganz plötzlich wurde es laut, als 
eine Gruppe Studierender mit Trommeln 
und Trompeten lärmend die Vorlesung 
stürmte, StudentInnen und Dozent 
aufforderte, den Raum zu verlassen und 
diesen schließlich verbarrikadierten. 
Die StudentInnen der FFZG begannen 
damit eine fünfwöchige totale Blockade 
jedweden Lehr- und Prüfungsbetriebs, 
um ihren Forderungen Gehör zu 
verschaffen.

Ausgelöst wurde sie durch 
Überlegungen, die Studiengebühren zu 
erhöhen. Diese wurden in Kroatien vor 
einigen Jahren eingeführt und damals 
von ungefähr 10% der Studierenden 
als kleiner Betrag eingefordert. Über 
die Jahre jedoch stiegen sowohl der 
Anteil der Zahlungspflichtigen auf rund 
50% als auch die Gebühren selbst auf 
bis zu € 1.250 pro Studienjahr (2). Die 
Forderung der StudentInnen war in 
einer für Bevölkerung und Medien gut 
verständlichen Formel ausgedrückt: 
»Studieren als höhere Bildung sollte, 
wie jede andere (Aus-)Bildung auch, 
kostenlos sein. Mit ›kostenlos‹ ist 
dabei dasjenige kostenlos gemeint, 

das man auch bei Schulbildung als 
selbstverständlich betrachtet.« Medien 
und Öffentlichkeit waren von der Aktion 
überwiegend angetan, die räumlichen 
und institutionellen Gegebenheiten 
begünstigten derweil den Protest: Das 
FFZG ist komplett in einem dem Wiener 
NIG an Charme in nichts nachstehenden 
Gebäude etwas abseits des Zagreber 
Zentrums untergebracht, das nur von 
Parkplatz und Grünflächen gesäumt wird. 
Die komplette Fakultät - die zentrale 
Organisationseinheit des kroatischen 
Hochschulsystems - zu blockieren ist 
schon mittels Menschenkette möglich. 
Abgehalten wurden ein Plenum täglich, 
Diskussionsforen, Lehrveranstaltungen, 
Arbeitsgruppen, Veranstaltungen 
sympathisierender Künstler und vieles 
mehr.

Gesucht wurden unterdessen 
AnsprechpartnerInnen für die landesweit 
zeitweise über dreißig blockierten 
Fakultäten. Der Dekan der FFZG war 
zum Einen kaum anwesend und schob 
zum Anderen alle Verantwortung auf die 
Politik, die wiederum die Autonomie der 
Fakultäten und  Universitäten hervorhob, 
wobei sich auf Universitätsebene 
niemand genötigt fühlte, eventuell 
zuständig sein zu müssen; die Taktik 
war klar: aussitzen. Dass der Protest auf 
diese Weise nicht ewig weitergeführt 
werden konnte, wurde deutlich. Nach 
fünf Wochen traf das Plenum einen 
überraschenden Beschluss, der sich 
als Coup herausstellen sollte: die 
Blockade wurde aufgehoben, der Protest 
mit anderen Mitteln weitergeführt. 
Die Blockade war damit nicht von 
Außen mit faulen Kompromissen oder 
Staatsgewalt aufgelöst worden und der 
Protest, hauptsächlich über das Internet 

organisiert (3), konnte weitergeführt 
werden. Im Wintersemester 2009/10 
zeigten die StudentInnen am FFZG 
mit einer zweiwöchigen Blockade 
der Öffentlichkeit erneut, dass ihre 
Forderungen nach wie vor gelten 
und dass sich der Protest noch nicht 
verlaufen hat.

Gekämpft wird auch weiterhin 
mit Argumenten, eine inhaltliche 
Annäherung der Politik ist kaum 
bemerkbar. Durch die Wahrung der 
Autonomie der Protestbewegung ist es 
der Politik bislang nicht gelungen, diese 
mit faulen Kompromissen und selektivem 
Einbinden einzelner AkteurInnen 
zu trennen oder zu schmälern. Die 
Kehrseite der Medaille freilich ist, dass 
noch auf lange Sicht wohl keine einzige 
Forderung erfüllt werden wird.

Anmerkungen

(1) Der Slogan der Proteste in Zagreb lautet 
sinngemäß: »Eine Welt, ein Kampf. Bildung 
steht nicht zum Verkauf.«

(2) Die Berechnung der Studiengebühren ist 
in Kroatien höchst undurchsichtig gestaffelt, 
sie hängen ab von Fakultät, Studienleistung 
und möglichen Vergünstigungen wie 
zum Beispiel den VeteranInnenbonus 
für StudentInnen, deren Eltern im 
jugoslawischen Bürgerkrieg gedient hatten; 
soziale Vergünstigungen wie Studienbeihilfe 
gibt es nicht.

(3) Die Webseite slobodnifilozofski.com 
fungiert mittlerweile ähnlich wie unsereuni.
at als multimediale Protestzentrale und 
hat auch den zuvor aufgegebenen Protest 
an kleineren Standorten in Kroatien mit 
einbeziehen können.



48

Die Uni brennt, die Powi auch?

von Hanna Lichtenberger
STV Politikwissenschaft

Im Sommersemester 2009 gab es 
auf der Politikwissenschaft massive 
Proteste von Studierenden auf Grund 
der chronischen Unterfinanzierung der 
Politikwissenschaft. Höhepunkt der 
Proteste am Institut war ein Protestzug, 
der auch mediale Aufmerksamkeit fand. 
Nachdem die Proteste am Ende des 
Sommersemesters abgeflaut waren, 
passierte im Oktober 2009 etwas, womit 
wohl die Wenigsten gerechnet hatten: 
Nach der Besetzung der Akademie der 
Bildenden Künste wurde wenige Tage 
später das Audimax der Universität 
Wien besetzt. Den Besetzungen in Wien 
folgten zahlreiche weitere in Österreich 
aber auch außerhalb. Im Vorfeld des 
Bildungsstreiks in Deutschland wurden 
auch dort universitäre Räumlichkeit etwa 
an der Humboldt-Universität oder der 
Freien Universität Berlin von Studierenden 
besetzt. Am 28. Oktober fand in Wien 
unter dem Motto „Geld für Bildung statt 
für Banken und Konzerne“ eine der größten 
Demonstrationen der letzten Jahre statt. 
50 000 TeilnehmerInnen gingen für die 
Ausfinanzierung von freier Bildung und 
der Demokratisierung der Universitäten 
auf die Straße. Besonders spannend war 
die konsequente Bezugnahme auf die 
Wirtschaftskrise in den Forderungen der 
Studierenden. Nicht nur dies, sondern 
auch der breite Forderungskatalog, der 
einen gesamtgesellschaftlichen Anspruch 
hatte, könnten zu dem anfangs breiten 
Zuspruch außerhalb der Unis und der 
unzähligen Solidarisierungen beigetragen 
haben. 

Die Protestmaßnahmen der Studierenden, 
denen sich auch einige solidarische 
Lehrende anschlossen, hatten auch ihre 
Auswirkungen auf unser Institut. Am 
Tag der Audimax-Besetzung fand eine 
beeindruckende, spontane Demonstration 
der HörerInnen der Einführungsvorlesung 

von Dr. Pühretmayer statt. 300 
Studierende zogen unter tosendem 
Applaus in das besetzte Audimax ein. Dies 
scheint eine weitere Besonderheit der 
Anfangsphase der Audimax-Besetzung 
gewesen zu sein, denn sie wurde zu 
Beginn von vielen StudienanfängerInnen 
getragen. 

Als Studienvertretung haben wir 
versucht, den Raum für den 
Austausch und die Reflexion unter 
den Politikwissenschaftstudierenden 
zu öffnen und zu fördern. In einer 
HörerInnenversammlung fand dann auch 
reger Austausch über die Forderungen 
und Perspektiven der Bewegung statt. 
Studierende organisierten gemeinsam mit 
der STV einen Instituts-Infopoint. Auch 
die inhaltlichen Diskussionen mit den 
Lehrenden des Instituts funktionierte 
größtenteils sehr gut. In einem 
gemeinsamen Treffen zwischen Lehrenden 
und Studieren wurden Strategien 
diskutiert. Es fanden weitere Treffen 
zwischen Studierenden und Lehrenden 
statt, bei denen auch über mögliche 
Studienplanänderungen diskutiert 
wurde. Es wurden Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede in den Positionen 
erarbeitet, ein erster Problemaufriss 
wurde geschrieben. Kritisiert wird, 
neben der Unterfinanzierung, auch die 
Gestaltung der Studieneingangsphase und 
der Umfang der Erweiterungscurricula. 
In der Curricularkommission, die im 
März startet, wird sich zeigen, welche 
Möglichkeiten zur Umgestaltung 
insbesondere des Bachelorstudiums 
wirklich möglich sind.

Zusammen mit anderen Studienrichtungen 
gab es schließlich auch eine Versammlung, 
bei der über die Hintergründe und die 
Auswirkungen des Bologna-Prozesses 

debattiert wurde sowie über mögliche 
Gegenstrategien.

Oft wird nach den Erfolgen der 
Studierendenproteste gefragt, und klar ist 
dabei eines: Die vom damaligen Minister 
Hahn versprochenen 34 Millionen Euro 
sind es nicht. Solange die Ausfinanzierung 
freier, qualitativ hochwertiger Lehre 
und Forschung nicht gewährleistet ist, 
kann nicht von finanziellen Erfolgen 
der Bewegung gesprochen werden. Für 
die Politikwissenschaft wird dies keine 
generelle Erhöhung des Budgets bedeuten, 
sondern wie in den vorherigen Semestern 
auch eine nachträgliche Finanzierung des 
Methodenzusatzangebotes, genaueres ist 
noch unklar. Was allerdings der Erfolg 
der Studierendenbewegung ist, sind zwei 
verschiedene Aspekte. Zum einen gelang 
es, den rassistischen tagespolitischen 
Alltag aus den Medien zu verdrängen 
und eine gesellschaftliche Debatte über 
Bildung, Bildungsfinanzierung und die 
Funktion von Hochschule anzustoßen. 
Zum anderen wurden viele Studierende, 
vor allem StudienanfängerInnen, zum 
ersten Mal politisch aktiv, auch auf der 
Politikwissenschaft. Die Proteste gegen 
den Bologna-Gipfel werden wir aber 
auch auf der Politikwissenschaft zum 
Anlass nehmen, um auf die Missstände 
auf unserem Institut gemeinsam 
hinzuweisen. Vorbereitungen dazu und 
auch inhaltliche Diskussion über den 
Bologna-Prozess wird auf unseren Plena 
stattfinden, mehr dazu auf: http://www.
univie.ac.at/politikwissenschaft/stv
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Staat und Geschlecht

Der Band versucht herauszufinden, „wie Geschlecht und 
Geschlechterverhältnisse als konstitutive Elemente des 

modernen Staates begriffen werden können“ (13). Der 
feministischen Staatstheorie ist dabei das Sichtbarmachen des 
vergeschlechtlichten „’Trennungsdispositivs’ von Öffentlichkeit 
und Privatheit“ (14) ein zentrales Anliegen, das von der 
herkömmlichen Staatswissenschaft, von Hobbes bis Weber, 
ausgeblendet wird, wobei der Staat als Rechtsstaat in den 
Fokus der Betrachtung gerückt wird, um androzentrische 
Grundkategorien wie nationalstaatliche Souveränität, 
Autonomie, Krieg und Sicherheit zu hinterfragen. Das Ziel des 
Bandes ist, „zentrale Grundlagen feministischer Staatstheorie 
und -kritik“ (22) der letzten 30 Jahre darzustellen und anhand 
der Ergebnisse Staatswissenschaft, die die Kategorie Geschlecht 
ausblendet, als „vor-wissenschaftlich“ (22) auszuweisen.

Dies gelingt in konsequenter Abgrenzung zu einer „konventio-
nellen Politikwissenschaft“ (34), die den Gesellschaftsvertrag 
als eine Geschichte der Freiheit darzustellen versucht. Im Re-
kurs auf Carole Patemans erhellenden Aufsatz „Der Geschlech-
tervertrag“ (in Appelt/Neyer 1994: 73f.) wird eine Kritik der 
Staatstheorie durchgeführt, die sich gegen eine Ideologisierung 
des Politischen ausspricht, in ihrer Kritik der herkömmlichen 
Staatswissenschaft aber frühe Versuche ideologiekritischer Aus-
einandersetzung mit Gesellschaftsvertrag und Geschlechterver-
hältnis etwa bei Franz Neumann oder Max Horkheimer ausklam-
mert.

Patemans Grundprämisse: „Der Grundvertrag schafft das moder-
ne soziale Gefüge der patriarchalen bürgerlichen Gesellschaft.“ 
(Appelt/Neyer 1994: 86) wird hier in erweiterter Form rezi-
piert und darüber der Gesellschaftsvertrag mit der Trennung 
der Sphären von Öffentlichem und Privatem als „dauerhafte Ge-
schlechterfalle“ (42) kenntlich gemacht. Die postulierte Trans-
formation von Staatlichkeit, deren wichtiger Teil eine Repriva-
tisierung staatlich organisierter Bereiche der Öffentlichkeit ist, 
sorgt für eine eigene Qualität der Redefinition von Privatheit 
die „geschlechterpolitisch fatal“ (Sauer 2001: 301) ist.

„Indem das universelle Rechtsverständnis geschlechtliche Un-
terschiede nicht reflektiert, bleiben die Bedürfnisse und In-
teressen von Frauen in Abhängigkeit von ihren Reprodukti-
onstätigkeiten in der familialen Privatheit ausgegrenzt, und 
eingelassene Macht-, Gewalt sowie Unrechtsverhältnisse wer-
den allenfalls – und dies erst nach zähen Kämpfen – über spe-
zifische Frauenrechte sanktioniert.“ (42)

Der moderne Verfassungsstaat wird hier auf eine kompromiss-
lose Weise hinterfragt, die den Perspektivenwechsel von einer 
universellen Gewaltproblematik, wie sie etwa bei Hobbes the-
matisiert wird, zu einer partikularen Kategorie einklagt.

So wird an anderer Stelle das „Konzept hegemonialer Männ-
lichkeit“ (78) und die Entwicklung androzentrischer politischer 
Kultur an der historischen Entwicklung „homosozialer Verge-
meinschaftungen“ (79) rekonstruiert. Wobei die lakonische 
Feststellung: „Die Mehrheit der Männer genießt zwar die Vor-
teile des Patriarchats, ist aber nicht in der Lage, hegemoniale 

Ludwig, Gundula/Sauer, Birgit/Wöhl, Stefanie 
[Hg.]: Staat und Geschlecht. Grundlagen und 
aktuelle Herausforderungen feministischer 
Staatstheorie, Baden-Baden 2009.

Männlichkeit zu verkörpern oder zu leben.“ (78) Schlüsse auf 
den Ursprung und Charakter männlicher Gewalt liefern kann.

Der Sammelband bietet eine ausführliche und übersichtliche 
Auseinandersetzung mit dem Thema und eignet sich zur Ein-
führung in die Grundlagen feministischer Staatstheorie, wobei 
auch die Textproduktion aus dem Umfeld des Instituts für POWI 
sehr ausführlich rezipiert wird. Die Mischung der Beiträge ist 
gelungen und zeigt die Bandbreite feministischer Staatstheorie 
engagiert auf.

Kleine Probleme und Ungenauigkeiten ergeben sich aber dann, 
wenn die AutorInnen für ihr Thema Zuständigkeiten reklamie-
ren, die eine höhere Komplexität in der Darstellung erfordern 
würden.

Als positiv wird z.B. in einem Aufsatz gewertet, dass Frauen-
rechte in den 1990er Jahren sukzessive anerkannt und bis da-
hin gültige Normen obsolet gemacht haben, z.B. „die Ansicht, 
dass Gewalt gegen Frauen Privatsache und somit nicht Gegen-
stand internationaler Verhandlungen sei.“ (130). Andererseits 
wird an anderer Stelle diese universalistische Vorstellung impli-
zit kritisiert, wenn den USA und ihren Verbündeten in Afghanis-
tan (mit Judith Butler) unterstellt wird, der propagierte „Kampf 
für sexuelle Freiheit“ sei nur ein Vorwand, das „Andere“ einer 
„vormodernen islamischen“ (210) Kultur zu missionieren. Es ist 
für eine kritische Wissenschaft, die auf Emanzipation zielt, es-
sentiell, die Mittel und Ziele einer solchen kriegerischen Ein-
flussnahme kritisch zu hinterfragen (und ihr zu opponieren), 
wie es prinzipiell die Aufgabe einer politischen Wissenschaft 
ist, Gewaltverhältnisse reflexiv aufzuheben. Man müsste dann 
allerdings in der Darstellung expliziter darauf achten, nicht in 
die Position, die Slavoj Zizek einen „Rassismus, der Abstand 
hält“ (Zizek 2009: 70) nennt, zu verfallen. Denn sonst besteht 
die Gefahr, auf einer positiv verstandenen, imaginierten kul-
turellen Identität der Menschen und Völker aufzubauen, sie zu 
ontologisieren und zu naturalisieren und so die Möglichkeit, 
Gewaltverhältnisse überall gleichermaßen kritisch zu betrach-
ten, zu versäumen.

Verwendete Literatur:
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Ikonographie Europas

In diesem Band werden „Ansätze zur Analyse visueller 
politischer Kommunikation“ (7) präsentiert. Als 

Ausgangspunkt der Betrachtungen dienen die „von 
Politik und anderen Formen öffentlicher Kommunikation 
in Umlauf gesetzten Bilder“ (ebda) und mit ihnen die 
Bedeutung der Visualisierung von Politik.

Die Betrachtung der Sehgewohnheiten der RezipientIn-
nen politischer Kommunikation scheint hier im Rahmen 
eines „iconic turn“ eine Verschiebung der Analyseebene 
weg von polity und politics hin zu den Strategien zur Er-
langung öffentlicher Aufmerksamkeit innerhalb der Ebe-
ne der policy zu bedeuten.

Gleich zu Beginn werden Fritz Plasser und Franz Som-
mer mit der Aussage zitiert entscheidend für politische 
Umsetzungschancen sei nicht so sehr, was in Arbeits-
gruppen und Plenardiskussionen stattfindet, „sondern 
welcher Bild- und Redeausschnitt des Parteiführers in 
den abendlichen Fernsehnachrichten zu sehen sein wird 
(...)“ (20) So wird in der wissenschaftlichen Betrach-
tung Politik zur „medialen Inszenierung“.

Die Formen optischer politischer Kommunikation wer-
den hier zur Grundlage politikwissenschaftlicher Analy-
se. Die Oberfläche wird zum Inhalt stilisiert und damit 
rückt der (Medien-)Wahlkampf ins Zentrum des wissen-
schaftlichen Interesses. Die visuelle Botschaft und die 
ihr unterstellte symbolische Form nehmen den Platz 
der inhaltlichen Verarbeitung ein. Die Parteienwerbung 
wird in dem Maß zur Kunstform wie die Politikwissen-
schaft sie zur Trägerin versteckter Botschaften macht. 
Das Wahlplakat als Kunstwerk, die Werbefachleute als 
Künstler der Politikvermarktung im Feld visueller Kultur.

In der interessanten Auseinandersetzung mit Eugène 
Delacroix’s Bild „28. Juli 1830“ zeigt sich die enge Ver-
bindung ikonographischer Verarbeitung politischer Kul-
tur und der symbolischen Elemente und Figuren der 
bildenden Kunst. Die Aufladung der politischen Kom-
munikation mit „Requisiten aus dem historischen Fun-
dus der Politik“ (55) und die Herstellung von aktuell 
geläufigen Alltagsbezügen erlangt, so die Argumenta-
tion, für die Selbstdarstellung der PolitikerInnen große 
Bedeutung.

Die „historische Geste“ (60) rückt in den Mittelpunkt 
einer politischen Aufmerksamkeitsverwaltung durch Bil-
der von Repräsentation. Die Abbildung auf Plakaten, die 
Architektur und das Banknotendesign der EU repräsen-
tieren je nach Interessenlage Heimatliebe, nationales 
Selbstbewusstsein, Offenheit oder Toleranz. Wobei sich 
nationaler und universeller Geltungsanspruch der Sym-
bole beständig in die Quere kommen. [In Bezug auf die 
Analyse der Banknoten sei auf Birger P. Priddats Ideo-
grammatik des Geldes (Baecker 2009) verwiesen, in der 
dieses Thema ausführlich behandelt wird.]

Bernhard, Petra/Hadj-Abdou, Leila/Liebhart, 
Karin/Pribersky, Andreas: EUropäische 
Bildpolitiken. Politische Bildanalyse an 
Beispielen der EU-Politik, Wien 2009.

Bilder sollen in diesem Band als eine „Vielfalt von Posi-
tionen“ (153) zwischen der Widerspiegelung politischer 
Realität und einem reinen Zeichensystem ohne Bezug 
zur politischen Realität betrachtet werden. Die Erkennt-
nis dabei ist, dass diese Bilder politischer Kommunika-
tion auch auf EU-Ebene „auf das Konzept des National-
staats verweisen“ (154).

Der Band ist eine gute Einführung in das Thema und mit 
vielen Abbildungen versehen, die sich für eine weitere 
Diskussion und Verarbeitung (auch in der Lehre) eignen.

In der bildenden Kunst glänzt die Postmoderne, wie 
Werner Hofmann formuliert, durch die „Ideologie der 
Ideologieabstinenz“ (Hofmann 1998: 345). In einer 
ähnlichen Situation befindet sich offenbar auch die Po-
litikwissenschaft. Dies bedeutet, bezogen auf die Inhal-
te von Politik, in etwa: Es bedarf keiner Lösungen, denn 
es gibt kein Problem.

Die ausführliche Analyse der politischen Kommuni-
kation aktueller EU-Bildpolitik liefert einen gewissen 
Einblick in die Verkaufsstrategien der supranationalen 
Ideenmakler. Mehr aber noch in das Selbstverständnis 
einer Wissenschaft, die sich zunehmend der Eindeutig-
keit verweigert. Alles ist offen und so wird vielen Zita-
ten sogleich ein relativierender Satz angefügt, in dem 
sich die AutorInnen vom zuvor gesagten distanzieren. 
Ob sich mit dem „iconic turn“ die Politikwissenschaft 
nicht dem aktuellen Trend zu einer gewissen Beliebig-
keit unterwirft und ihr kritisches Potential einer post-
modernen Zeitgeistigkeit opfert, wäre zu hinterfragen. 
Die Kritik der Projektionen nationaler und EUropäischer 
politischer Kulturen, die im Klappentext angekündigt 
wird, fällt jedenfalls sehr zahm aus. 
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Exploring Politics and Policies

Endlich ein Reader im Bereich der politikwissenschaftlichen 
Migrationsforschung. Das von Anthony Messina und Gallya 

Lahav im Jahr 2005 herausgegebene englischsprachige 
Gesamtwerk umfasst knapp 700 Seiten und beinhaltet über 35 
Texte. Der Reader besteht aus vier Teilen. 

Im ersten Teil werden Begriffe und Ansätze dargestellt. Der aus 
dem Jahr 1993 entstammende Text „Theories of International 
Migration: A Review and Appraisal” von Douglas Massey (u.a.) 
gilt immer noch als „der“ Einführungstext zu den Migrations-
theorien. Aristide Zolberg diskutiert in ihrem Text „Internatio-
nal Migration in Political Perspective“ (1981) die Migration als 
ein soziales Phänomen im Spannungsfeld der Bewegung der Mi-
gration und gesellschaftlicher Entwicklungen und geht auf die 
Frage/Möglichkeit der Entwicklung ein. 

Im zweiten Teil suchten die Herausgeber_innen Texte aus, in 
denen die aktuellen Migrationsbewegungen aus einem histo-
rischen Kontext heraus analysiert werden. Charles Tilly unter-
sucht in seinem Text „Migration in modern European History“ 
(1978) wie die Arbeitsmigration einen wesentlichen Bestand-
teil der Herausbildung des kapitalistischen Weltmarktes gewe-
sen ist. Aristide Zolberg zeigt in ihrem Text „Patterns of In-
ternational Migration Policy: A Diachronic Comparison“ (1983) 
wie Nationsbildungsprozesse durch die Exklusion und Inklusion 
bestimmter Bevölkerungsgruppen formiert worden sind.

Im dritten Teil werden Aspekte der Policymaking und Politics im 
Bereich der Migration diskutiert. In diesem Teil werden sowohl 
die Grundkategorien wie der Unterschied zwischen Immigrati-
onspolitik und Migrations-/Integrationspolitik dargestellt, als 
auch ländervergleichende Studien in der Entwicklung der Mig-
rationspolitik (Body-Gendrot u.a.) und die zunehmende Bedeu-
tung nicht-staatlicher AkteurInnen in der Regulierung der Mi-
gration (Lahav) thematisiert. Weitere Themenfelder in diesem 
Kapitel sind die Debatten um Staatsbürgerschaft, Aufstieg des 
Rechtsextremismus und Integrationskonzepte und -politiken. 

Im vierten Teil wird die Migration im Kontext der „Weltpoli-
tik“ diskutiert. Die Möglichkeiten der Steuerung von Migrati-
on durch staatliche Institutionen, die ethischen Dimensionen 
offener Grenzpolitik, Feminisierung der Migration und Verhält-
nis von Direktinvestitionen zu Migrationsbewegungen sind The-
menfelder, die im Kontext der Globalisierung diskutiert werden.

Der Reader sammelt die bedeutendsten Texte innerhalb der po-
litikwissenschaftlichen Migrationsforschung. Obwohl das Buch 
im Jahr 2005 erschienen ist, sind wenige aktuelle Texte darin 
enthalten. Das überrascht einigermaßen, da in den letzten bei-
den Dekaden sowohl die Migrationsbewegungen als auch die 
Forschung neueren Dynamiken unterworfen waren. Fehlende 
Aspekte im Buch sind gegenwärtige Analysen des europäischen 
Grenzregimes, neuere Ansätze zur Transnationalisierung und 
Autonomie der Migration, polit-ökonomische Untersuchungen, 
die die Entwicklung der Migrationsdynamiken eingebettet in die 
sozio-ökonomische gesellschaftliche Strukturen analysieren.

Ilker Atac
Wissenschaftlicher Assistent am ipw
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Politik begreifen – 89  
Begriffe um Eva Kreiskys 
Leben und Forschen

Dieses Werk ist mehr als ein Lexikon. 77 AutorInnen haben 
- jedeR auf gewisse Weise mit Eva Kreisky verbunden - 

eine Festschrift zu Ehren ihres 65. Geburtstages verfasst. 
Jene stellt eine besondere Art von Nachschlagewerk 
dar. Einen „Einblick in die Welt der Politikwissenschaft“ 
geben Begriffserläuterungen, die für Eva Kreiskys 
Forschung zentral sind. Andererseits lassen sich auch viel 
versprechende Kochrezepte und humorvolle Anekdoten aus 
dem Leben dieser bemerkenswerten Persönlichkeit finden.

Die hier geleistete Begriffsarbeit macht Eva Kreiskys For-
schungsschwerpunkte, u.a. zu Geschlechterforschung und 
Staatstheorie, deutlich. In den einzelnen Beiträgen wird 
der jeweilige Begriff in seiner spezifischen Bedeutungsge-
schichte behandelt und mitunter Bezug zu Eva Kreiskys Le-
ben und Forschen hergestellt. Der Beitrag „Familie“ han-
delt die Verwendung des Begriffs im europäischen Kontext 
ab und verweist in Anlehnung an Kreiskys feministische 
Kritik auf dessen patriarchales Potential. Ergänzend wird 
Eva Kreiskys Familienleben kurz dargestellt.

Als Professorin für Politische Theorie bemüht sie sich um 
gleichberechtigten Austausch und Diskussion mit Studie-
renden und KollegInnen. Für Eva Kreisky steht auch in der 
Wissenschaft der Mensch im Vordergrund. Dementspre-
chend bereichern persönliche Anekdoten mit überraschen-
den Titeln wie „Hut und Handschuhe“ oder „Top Word“ das 
Werk. Der Umstand, dass ein Großteil der AutorInnen bei 
ihr diplomiert(e) oder dissertiert(e), beweist den Erfolg ih-
res interaktiven Ansatzes. Unter „Weltkenntnis“ schildert 
Hannes Wimmer eine New York-Reise, auf der er 100 US-$ 
beim Glücksspiel verlor und von Eva Kreisky erfuhr, wozu 
und wie man eine Kreditkarte benutzt.

Der Aufbau des Bandes wird der lexikalischen Form gerecht. 
Die einzelnen Beiträge greifen ineinander über und spie-
geln die Zusammenhänge von Eva Kreiskys Forschung und 
Lehre. Ausführliche Literaturangaben sowie ein Werkver-
zeichnis der Jubilarin ermuntern zur weiterführenden Lek-
türe. Der in der Standardausgabe fehlende Begriffsindex 
erschwert zwar den Überblick über die angebotene Band-
breite, insgesamt ist das Werk aber als solide Einführung in 
die Politikwissenschaft – bei der auch gelacht werden darf 
– zu empfehlen.

Agnes Eybl studierte Politikwissenschaft in 
Wien und Lyon, sucht momentan den Sinn 
des Lebens und einen Job
Mona El Khalaf studierte Internationale 
Entwicklung, setzt ihr Arabistikstudium an 
der Uni Wien fort
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Schmidinger, Veronika Schwediauer, Saskia 
Stachowitsch (Hrg.): Politik begreifen. 
81 Begriffe um Eva Kreiskys Leben und 
Forschen, Wien, Braumüller Verlag, 2009. 




